
 

Branchenbrief Land- und Forstwirtschaft (März 2019) 
 
Der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante 
Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass bieten, 
auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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1. Häusliches Arbeitszimmer: Abtrennung durch Raumteiler genügt nicht 

Ein häusliches Arbeitszimmer erfordert einen abgeschlossenen Raum mit Wänden und 
Türen. Dieser liegt nicht vor, wenn der Arbeitsbereich lediglich durch ein Sideboard mit 
Durchgang zum Rest des Zimmers abgetrennt ist. 
Hintergrund 

A nutzte in seiner Wohnung die Kellerräume als Büro und Archiv. Im Obergeschoss befand sich 
das Wohn-/Esszimmer, das A sowohl zu Wohnzwecken als auch als Büro nutzte. Der 
Arbeitsbereich war durch ein 1 m hohes Sideboard abgetrennt. A konnte vom Arbeitsbereich aus 
am Sideboard vorbei den Rest des Zimmers betreten, in dem sich ein Tisch mit 4 Stühlen 
befand. Das Finanzamt und auch das Finanzgericht erkannten nur die Mietaufwendungen für die 
Kellerräume als Betriebsausgaben an. Die anteilig auf den Arbeitsbereich im Obergeschoss 
entfallenden Aufwendungen ließen sie unberücksichtigt. 
Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof lehnt für den durch ein Sideboard abgetrennten Arbeitsbereich ebenfalls 
den Abzug als Betriebsausgaben ab. Ein häusliches Arbeitszimmer ist seiner Ansicht nach ein 
Raum, der zum einen typischerweise mit Büromöbeln eingerichtet ist und zum anderen nahezu 
ausschließlich beruflich genutzt wird. Aufwendungen für in die private Sphäre eingebundene 
Räume, die bereits nach ihrem äußeren Erscheinungsbild nicht dem Typus des Arbeitszimmers 
entsprechen, können daher nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen 
werden. Denn die nahezu ausschließliche betriebliche Nutzung liegt weder vor bei einem 
gemischt genutzten und als Arbeitszimmer eingerichteten Raum noch bei einem abgetrennten 
Arbeitsbereich in einem auch zu Wohnzwecken genutzten Raum. Nur ein durch Wände und 
Türen abgeschlossener Raum kann deshalb ein häusliches Arbeitszimmer sein. 

Ein Arbeitsbereich, der vom angrenzenden Wohnbereich aus durch einen offenen Durchgang 
ohne Türabschluss betreten werden kann oder der lediglich durch einen Raumteiler abgetrennt 
ist oder sich auf einer Empore befindet, kann aus diesem Grund nicht als häusliches 
Arbeitszimmer anerkannt werden. 

2. Wann eine Berichtigung einer Rechnung rückwirkend möglich ist 
Ermöglicht eine Rechnungsberichtigung dem Leistungsempfänger rückwirkend den 
Vorsteuerabzug? Oder ist der Vorsteuerabzug erst dann möglich, wenn die berichtigte 
Rechnung vorliegt? Mit diesen Fragen musste sich der Europäische Gerichtshof 
auseinandersetzen. 
Hintergrund 
Eine deutsche GmbH hatte aus Gutschriften und Rechnungen den Vorsteuerabzug 
vorgenommen. Die Abrechnungen enthielten jedoch keine Steuernummer oder Umsatzsteuer-
Identifikationsnummern der leistenden Unternehmer. Nach einer Betriebsprüfung wurde deshalb 
der Vorsteuerabzug für den Zeitraum der Vorlage der nicht ordnungsgemäßen Rechnungen 
versagt. Noch während der laufenden Außenprüfung legte die GmbH dem zuständigen 
Finanzamt berichtigte Abrechnungen vor, in denen die Steuernummer bzw. die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummern des jeweils leistenden Unternehmers enthalten waren. Trotzdem erließ 
das Finanzamt geänderte Steuerbescheide, in denen die Vorsteuerbeträge aus den 
Rechnungen nicht berücksichtigt wurden. 

Entscheidung 
Der Europäische Gerichtshof hat die Rechnungsberichtigung in dem vorliegenden Fall 
zugelassen, und zwar mit Wirkung für die Vergangenheit. Eine rückwirkende 
Rechnungsberichtigung ist mit gemeinschaftsrechtlichen Grundsätzen vereinbar. 



 

Zwar können Mitgliedstaaten Sanktionen für den Fall der Nichterfüllung der formellen 
Bedingungen für die Ausübung des Vorsteuerabzugsrechts vorsehen. Der Vorsteuerabzug darf 
aber nicht versagt werden, diese Sanktion kann nicht in Betracht kommen. 
Mögliche Sanktionen wären z. B. die Auferlegung einer Geldbuße oder eine finanzielle Sanktion, 
die aber in einem angemessenen Verhältnis zur Schwere des Verstoßes stehen muss. Eine 
pauschale Versagung des Vorsteuerabzugs würde über die gemeinschaftsrechtlichen Ziele der 
genauen Erhebung der Steuer und der Verhinderung von Steuerhinterziehung hinausgehen. 

Die Frage, ob eine Rechnungsberichtigung noch rechtzeitig erfolgt ist, wenn sie erst im Rahmen 
des Rechtsbehelfsverfahrens vorgelegt wird, wurde vom Europäischen Gerichtshof nicht 
beantwortet. Da im vorliegenden Verfahren die berichtigten Rechnungen noch im 
Betriebsprüfungsverfahren vorgelegt worden und damit nicht verspätet waren, war diese Frage 
im vorliegenden Verfahren nicht klärungsbedürftig. 

3. 5 wertvolle Tipps, wie neue Azubis schneller und besser Buchhaltung lernen 
Es ist schwierig genug, geeignete Bewerber für einen Ausbildungsberuf im Bereich Steuern und 
Rechnungswesen zu finden. Wenn sich dann beide Seiten für den Ausbildungsvertrag 
entschieden haben, sollte die Ausbildung auch ein voller Erfolg werden. Dabei können Sie 
speziell im Kernfach "doppelte Buchführung" helfen, denn selbst wenn sich junge Menschen für 
einen solchen Beruf entscheiden, heißt das noch lange nicht, dass ihnen das Verständnis von 
"Soll und Haben" von selbst zufliegt. Hier finden Sie 5 wertvolle Tipps, wie Rechnungswesen-
Neulinge schneller zurechtkommen. 
Neue Sichtweisen fördern 

Warum ist doppelte Buchführung anfangs so unverständlich? Die Vermutung, das müsse so 
sein, ist falsch. Die folgenden Empfehlungen basieren auf dem didaktischen Konzept von 
HPRühl®, mit dem Selbstständige und Führungskräfte in kurzer Zeit das Prinzip von 
Buchhaltung und Bilanz lernen. Die didaktischen Grundlagen sind eins zu eins auch von 
Auszubildenden und Studierenden nutzbar. 

Tipp 1: Buchhaltung ohne Gesetzestexte lernen 

Scheinbar hat das Finanzamt die doppelte Buchführung erfunden, und um sie zu verstehen, 
braucht man die passenden Gesetzestexte – jedenfalls vermitteln Lehrbücher unterschwellig 
diesen Eindruck. Sie erschlagen Schülerinnen und Schüler schon auf den ersten Seiten mit der 
Abgabenordnung, dem Einkommensteuerrecht und einer Vielzahl weiterer Vorschriften. 
Natürlich ist dem nicht so. Die doppelte Buchführung als geniales und Jahrhunderte altes 
Konzept wurde entwickelt, um betriebliches Wirtschaften abzubilden und zu steuern. Von einem 
Finanzamt im heutigen Sinne gab es noch keine Spur, auch wenn natürlich damals schon alle 
über die Steuerlast stöhnten. Dennoch ist die doppelte Buchführung von der kaufmännischen 
Konzeption her unabhängig von Rechtsnormen. 
Erklären Sie immer erst die kaufmännischen Zusammenhänge eines Sachverhalts und lassen 
Sie Gesetze und Vorschriften bewusst beiseite, bis der wirtschaftliche Zusammenhang 
nachvollzogen wurde. 

Tipp 2: Mit T-Konten-Strukturen arbeiten 
Buchhaltung wird nicht am Bildschirm verstanden. Zum Verständnis der doppelten Buchführung 
ist das Verständnis von T-Konten und deren Bedeutung zwingend nötig. 
Leider werden (zwar nicht überall, aber doch zunehmend) Erklärungen direkt anhand einer 
Software am Bildschirm vorgenommen. Besser ist es, erst jeden Sachverhalt mit einer T-
Kontenstruktur unabhängig von der eingesetzten Software zu erklären und anschließend am 
Bildschirm zu erläutern, welche Bildschirmdarstellungen und Funktionen den zuvor erklärten 
Sachverhalt widerspiegeln. 



 

Nicht umsonst malen sich Profis komplexe Sachverhalte in T-Kontenstrukturen auf, um sie 
nachzuvollziehen oder zu erklären. 

Erklären Sie jede Verständnisfrage zur doppelten Buchhaltung Ihren Azubis immer erst anhand 
von T-Kontenstrukturen und zeigen Sie erst dann, wie sich das in einer Software darstellt. 

Tipp 3: Moderne Lernmedien einsetzen 

Die jetzige Generation von Auszubildenden gehört zu den "Digital Natives". Womit keineswegs 
gesagt ist, dass alle ein fundiertes Verständnis der modernen Medien haben, manches Mal 
erstreckt sich das Know-how nur auf die Funktionen von WhatsApp oder Facebook. 

Nichtsdestotrotz: Ihre Auszubildenden möchten eLearning und Online-Lernmittel nutzen, um 
nach eigenem Gusto zeit- und ortsunabhängig, aber auch in kleinen Lernhäppchen (etwa an der 
Bushaltestelle, in der Bahn auf dem Weg zu Schule) passende Wissenseinheiten zu verstehen. 
Dies als Ergänzung zu Schule und Lehrbuch, nicht anstatt. 

Machen Sie sich selbst mit den neuen Medien vertraut. Testen Sie verschiedene Optionen: 
Webinare, Podcasts, Apps, Online-Lernseiten, Lerngruppen auf Facebook und leiten Sie die 
besten an Ihre Azubis weiter. Am Ende dieses Beitrags finden Sie einige Beispiele zu modernen 
Lernangeboten. 
Tipp 4: Erfolgserlebnisse schaffen 

Ihr unter Mühen und Schwierigkeiten gefundener Auszubildender oder Ihre Auszubildende hat 
aufgegeben? Die jungen Leute haben nicht mehr den nötigen Biss? Die Belastbarkeit ist 
gesunken? Das Pflichtgefühl fehlt? 
Mag sein. Könnte man unterschreiben. Wäre da nicht das Aristoteles zugeschriebene Zitat von 
vor 2.400 Jahren: "Ich habe überhaupt keine Hoffnung mehr in die Zukunft unseres Landes, 
wenn einmal unsere Jugend die Männer von morgen stellt. Unsere Jugend ist unerträglich, 
unverantwortlich und entsetzlich anzusehen." 

Vielleicht sind Ihre Auszubildenden einfach nur so, wie wir im gleichen Alter waren. Und dann 
sind sie sehr wohl lern- und leistungswillig, nur muss man sie richtig ansprechen. Und dazu 
gehören von Anfang an Erfolgserlebnisse. 
Achten Sie besonders auf Online-Lernmedien, die kleine Lerneinheiten mit dem richtigen Maß 
an Herausforderung (aber nicht Überforderung) anbieten, die Lernenden stringent durch 
aufeinander aufbauende Lernschritte führen und durch kleine Belohnungssysteme 
Erfolgserlebnisse schaffen. 

Tipp 5: Die eLearning Einstiegsliste für Ihre Azubis 

Im Folgenden finden Sie gut gemachte eLearning- und andere Angebote, die teils kostenlos, 
teils kostenpflichtig sind und speziell Anfängern im Rechnungswesen den richtigen Einstieg 
bieten. 

Die ersten beiden Empfehlungen basieren auf dem Konzept von HPRühl®, das neben der 
strikten Abwesenheit von Rechtsnormen zur Erklärung der doppelten Buchführung zunächst nur 
mit 4 T-Konten arbeitet (Anlagevermögen, Umlaufvermögen, Eigenkapital, Fremdkapital) und 
erst später einzelne Bestandskonten, Erfolgskonten und Privatkonten schrittweise einführt. 

Das Konzept legt auch auf den Unterschied zwischen Liquidität und Erfolg besonderen Wert und 
betrachtet alle Geschäftsvorfälle unter dem Aspekt ihrer kaufmännischen Wirkung auf Bilanz, 
Liquidität und Ergebnis. 

Die weiteren Empfehlungen betreffen Angebote, die weiterführende und mehr 
gesetzesbezogene Informationen liefern. 

• Der "Grundlagen-Podcast Rechnungswesen" von HPRühl® ist eine 12-teilige, kostenlose, 
seit 2010 in den Charts von Apple gelistete Serie, welche die doppelte Buchführung mit 
Soll und Haben von Anfang an erklärt. Die MP3-Dateien können heruntergeladen oder 



 

online gehört werden, sie stehen damit plattformunabhängig auf allen Betriebssystemen 
zur Verfügung (https://soundcloud.com/rechnungswesen-podcast/sets/grundlagenpodcast-
rechnungswesen). 

• Die iPhone App BuchenLernen von HPRühl® (nicht für Android, aber auch als Buch 
verfügbar) erklärt die gleichen Inhalte in einer App, mit der direkt auf dem Touchscreen 
Buchungsaufgaben per Fingertipp auf T-Konten gelöst werden können und sofortige 
Richtig/Falsch-Feedbacks erfolgen (http://www.buchenlernen.de). 

• Das Wirtschaftslexikon Gabler bietet auf seiner Webseite mit kompakten Texten und 
besonderer Sorgfalt bei der Nutzung von Fachbegriffen ein empfehlenswertes Lern- und 
Nachschlagewerk für alle, die in kurzer Zeit Sachverhalte wiederholen möchten oder einen 
Einstieg in eine Fragestellung benötigen. Ein zuvor erworbenes Basiswissen ist hilfreich, 
um maximalen Nutzen daraus zu ziehen, auch auf Rechtsnormen wird verwiesen 
(http://wirtschaftslexikon.gabler.de/). 

• Die Webseite steuerazubi.com behandelt unterschiedliche Themen im Zusammenhang mit 
der Ausbildung zum Steuerfachangestellten und ist auch als Facebookseite verfügbar. 
Dort können sich Steuer-Azubis auch untereinander austauschen, wodurch eine hohe 
Relevanz für Ihre Auszubildenden garantiert ist (http://www.steuerazubi.com/). 

• Der Haufe eCampus liefert umfassende Informationen zu Berufseinstieg und 
Karriereentwicklung und bietet auch Studenten wertvolle Informationen, etwa zu 
Studienmöglichkeiten im Ausland (http://ecampus.haufe.de/). 

4. Geldschenkung zum Erwerb von Betriebsvermögen:  

Wann gilt die Steuervergünstigung? 
Wird ein hoher Geldbetrag verschenkt, kann dies schenkungsteuerpflichtig sein. Wenn 
das Geld jedoch zum Erwerb eines konkreten Gegenstands des Betriebsvermögens des 
Schenkers verwendet wird, gibt es eine Steuervergünstigung. Diese gilt jedoch nicht, 
wenn Betriebsvermögen eines Dritten erworben wird. 
Hintergrund 
Sohn S bekam von seinem Vater V und seiner Mutter M einen Geldbetrag geschenkt. Diesen 
sollte er für die Ersteigerung eines Reiterhofs eines Dritten verwenden. Die für diese Schenkung 
beantragte Steuervergünstigung gewährte das Finanzamt nicht. 

Entscheidung 
Auch das Finanzgericht ist der Auffassung, dass die Zuwendung des Geldbetrags nicht 
steuerbegünstigt ist. Wird der Geldbetrag zum Erwerb von Betriebsvermögen eines Dritten 
zugewendet, gilt die Steuerbegünstigung nicht. Der Gesetzgeber wollte nämlich nur einen 
Erwerb im Wege der vorweggenommenen Erbfolge begünstigen. 

Etwas anderes kann nur gelten, wenn es sich um eine mittelbare Schenkung von 
Betriebsvermögen handelt, der Geldbetrag also ausschließlich zum Erwerb eines konkreten 
Gegenstands des Betriebsvermögens verwendet wird. Dabei muss es sich aber um einen 
Vermögensgegenstand handeln, der bereits zum Betriebsvermögen des Schenkers gehört. 

5. Transporter:  

1-%-Regelung darf nicht angewendet werden 
Ein Transporter mit nur 2 Sitzen wird normalerweise nicht privat genutzt. Deshalb ist eine 
Versteuerung des geldwerten Vorteils nach der 1-%-Regelung nicht möglich. 
 
 
 



 

Hintergrund 

Der Kläger nutzte einen 2-sitzigen Transporter mit geschlossenem, fensterlosem Laderaum. Das 
Finanzamt hielt diesen für eine private Nutzung für geeignet und wendete deshalb die 1-%-
Regelung an. 

Das Finanzgericht sah das anders und entschied, dass der Transporter für Privatfahrten mit der 
Familie nicht brauchbar ist, da er nicht über ausreichende Sitzplätze verfügt. Die 1-%-Regelung 
gilt hier nicht, wenn das Fahrzeug aufgrund seiner objektiven Beschaffenheit und Einrichtung 
typischerweise so gut wie ausschließlich nur zur Beförderung von Gütern bestimmt ist. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof bestätigte diese Auffassung. Bei dem Transporter war kein Vorteil aus 
einer privaten Nutzung des Fahrzeugs nach der 1-% -Regelung anzusetzen. Ist ein Fahrzeug für 
eine private Nutzung nicht geeignet, kommt auch eine Versteuerung eines privaten Vorteils in 
Betracht. Einen Nachweis durch ein Fahrtenbuch hält der Bundesfinanzhof nicht für erforderlich. 
Im vorliegenden Fall spricht das Vorhandensein von nur 2 Sitzen gegen eine Privatnutzung. 
Der Bundesfinanzhof fordert nur, dass das Fahrzeug typischerweise einer privaten Nutzung 
nicht dient. Würde man auch ein 2-sitziges Fahrzeug grundsätzlich für private Besorgungen für 
geeignet halten, wäre jeder beliebig große Lkw und damit eigentlich jedes Fahrzeug auch privat 
einsetzbar. 

6. Dienstjubiläum:  

Aufwendungen für die Feier können abziehbar sein 
Feiert der Arbeitnehmer sein Dienstjubiläum und lädt er dazu die Gäste nach abstrakten 
berufsbezogenen Kriterien ein, handelt es sich bei der Feier um ein berufliches Ereignis. 
Die Aufwendungen können deshalb als Werbungskosten geltend gemacht werden. 
Hintergrund 

Anlässlich seines 40-jährigen Dienstjubiläums lud der Finanzbeamte A an einem Arbeitstag für 
die Zeit von 11 Uhr bis 13 Uhr zu einer Feier ein, die in einem Raum des Finanzamts stattfand. 
Die Einladung erging per E-Mail an alle Mitarbeiter im Haus. A besorgte Wein, Sekt und 
Häppchen. Die Kosten von insgesamt 830 EUR machte A als Werbungskosten geltend. Sowohl 
das Finanzamt als auch das Finanzgericht lehnten einen Werbungskostenabzug jedoch ab. 
Denn ein Dienstjubiläum ist ein privates Ereignis, außerdem bestand für A auch keine 
Verpflichtung, eine Feier auszurichten. 
Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof zeigt sich hier großzügiger und entschied, dass die Aufwendungen für die 
Feier des Dienstjubiläums beruflich veranlasst und damit Werbungskosten sind. 

Ob die Aufwendungen beruflich oder privat veranlasst sind, hängt vor allem vom Anlass der 
Feier ab. Er ist aber nur ein Indiz, nicht das alleinentscheidende Kriterium. Deshalb kann trotz 
eines persönlichen Ereignisses eine berufliche Veranlassung vorliegen. Umgekehrt gilt: Auch 
wenn ein berufliches Ereignis vorliegt, sind die Kosten damit nicht automatisch beruflich 
veranlasst. 

Deshalb müssen für die Frage der beruflichen Veranlassung weitere Kriterien herangezogen 
werden. Diese sind: 

• Wer tritt als Gastgeber auf? 

• Wer bestimmt die Gästeliste? 
• Sind die Gäste nur Kollegen, Geschäftsfreunde und Mitarbeiter oder auch private 

Bekannte oder Angehörige? 
• Ort der Veranstaltung 



 

• Bleiben die Kosten im Rahmen vergleichbarer Veranstaltungen? 

• Hat das Fest einen eher betrieblichen oder einen privaten Charakter? 
Werden zum Beispiel Arbeitskollegen wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
betrieblichen Einheit oder nach ihrer Funktion eingeladen, ist naheliegend, dass die 
Aufwendungen für diese Gäste (nahezu) ausschließlich beruflich veranlasst sind. Stehen 
dagegen nur einzeln ausgesuchte Arbeitskollegen auf der Gästeliste, lässt dies auf private 
Beziehungen und somit auf eine nicht nur unerhebliche private Mitveranlassung schließen. 
Im Ergebnis waren deshalb die dem A entstandenen Aufwendungen (nahezu) ausschließlich 
beruflich veranlasst. Das Dienstjubiläum ist zum einen ein berufsbezogenes Ereignis. Zum 
anderen waren nicht nur befreundete Kollegen, sondern alle Amtsangehörigen eingeladen. Auch 
die Höhe der Kosten (nicht mal 17 EUR pro Gast), der Veranstaltungsort und die 
Veranstaltungszeit sprechen für einen beruflichen Charakter der Feier. Darüber hinaus lag für 
die Feier sogar eine Genehmigung durch die Amtsleitung vor. 

7. Vorsteuerabzug:  

Welche Anschrift darf in der Rechnung verwendet werden? 
Ist es für den Vorsteuerabzug ausreichend, dass der leistende Unternehmer in der 
Rechnung eine Anschrift angibt, unter der er postalisch erreichbar ist, oder ist eine 
Anschrift erforderlich, unter der er seine wirtschaftliche Tätigkeit entfaltet? Diese Frage 
legt der Bundesfinanzhof dem Europäischen Gerichtshof vor. 
Hintergrund 

K betreibt einen Kfz-Handel. In den Jahren 2009 bis 2011 kaufte er Fahrzeuge von Z. Dieser 
hatte Räumlichkeiten angemietet, in denen er kein Autohaus betrieb, sondern nur ein Büro 
unterhielt, von dem aus er seine Fahrzeuge im Onlinehandel vertrieb. In dem Büro kam nur die 
Post an, wurde dort sortiert und bearbeitet. Auch wurden die Akten dort geführt. Am Gebäude 
befand sich lediglich ein Firmenschild. Die Fahrzeuge übergab Z an K zum Teil an öffentlichen 
Plätzen. 

Das Finanzamt wertete die Geschäftsadresse des Z nur als Briefkastenadresse und damit als 
Scheinadresse und verweigerte deshalb K den Vorsteuerabzug aus den Eingangsrechnungen 
des Z. 
Das Finanzgericht gab dagegen der Klage statt. Seiner Auffassung nach erfordert die 
gesetzliche Regelung nicht, dass an der angegebenen Anschrift geschäftliche Aktivitäten 
stattfinden. Die anderslautende bisherige Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist angesichts 
der technischen Entwicklung überholt. 

Das Finanzamt legte hiergegen Revision ein. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof setzt das Revisionsverfahren aus und legt die Problematik dem 
Europäischen Gerichtshof vor. 
Für den Leistungsempfänger besteht kein Recht auf Vorsteuerabzug, wenn die für den 
Vorsteuerabzug erforderlichen Rechnungsangaben fehlen oder sie unzutreffend sind. Der 
Bundesfinanzhof hatte erst im letzten Jahr dazu entschieden, dass das gesetzlich geforderte 
Merkmal "vollständige Anschrift" nur dann erfüllt ist, wenn der leistende Unternehmer dort seine 
wirtschaftlichen Aktivitäten entfaltet. Unter der von Z angegebenen Adresse fanden jedoch keine 
ernsthaften wirtschaftlichen Aktivitäten statt, sodass K der Vorsteuerabzug nicht zusteht. 

Der Bundesfinanzhof hat jedoch Zweifel daran, ob diese Auslegung des nationalen Rechts mit 
der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs übereinstimmt. Denn dieser hatte in einem 
Fall das Vorliegen der formellen Rechnungsvoraussetzungen bejaht, obwohl an der im 
Handelsregister und auch in der Rechnung als Gesellschaftssitz bezeichneten Anschrift eine 



 

wirtschaftliche Tätigkeit gar nicht möglich war. Nach diesem Urteil könnte man davon ausgehen, 
dass für den Vorsteuerabzug nicht alle formellen Rechnungsvoraussetzungen vorliegen 
müssen, jedenfalls keine Anschrift vorausgesetzt wird, unter der wirtschaftliche Tätigkeiten 
entfaltet werden. 

8. Hygienekleidung:  

Wer muss die Reinigung bezahlen? 
Wer Lebensmittel verarbeitet, muss den gesetzlichen Vorschriften entsprechende 
Hygienekleidung anziehen. Die Kosten dafür hat der Arbeitgeber zu tragen. Das Gleiche 
gilt für die Reinigungskosten dieser Kleidung. 
Hintergrund 
Der Arbeitgeber, ein Schlachthof, hatte einem Arbeitnehmer, der im Bereich der Schlachtung 
beschäftigt ist, weiße Hygienekleidung für seine Tätigkeit zur Verfügung gestellt. Für die 
Reinigung dieser Kleidung behielt der Arbeitgeber monatlich 10,23 EUR ein. Vor dem 
Arbeitsgericht wehrte sich der Arbeitnehmer gegen diesen Abzug und verlangte die Auszahlung 
der bereits einbehaltenen Beträge i. H. v. 388,74 EUR. 
Sowohl in der ersten als auch in der zweiten Instanz war der Arbeitnehmer mit seiner Klage 
erfolgreich. 
Entscheidung 

Das Bundesarbeitsgericht entschied ebenfalls zugunsten des Arbeitnehmers. Nach Ansicht der 
Richter ist der Mitarbeiter im vorliegenden Fall nicht verpflichtet, die Reinigungskosten der 
Hygienekleidung zu übernehmen oder diese dem Arbeitgeber zu erstatten. Vielmehr sind die 
Kosten von demjenigen zu tragen, in dessen Interesse das Geschäft oder die Handlung 
vorgenommen wurde. Hier hatte der Arbeitgeber die Aufwendungen der Reinigung allein im 
eigenen Interesse getätigt und nicht im Interesse des Mitarbeiters. 
Denn nach den lebensmittelrechtlichen Vorschriften war er als Schlachthofbetrieb dazu 
verpflichtet, seine Arbeitnehmer mit Hygienekleidung auszustatten. Diese Kleidung muss hell, 
leicht waschbar und sauber sein und die persönliche Kleidung vollständig bedecken. Deshalb 
war der Arbeitgeber auch verpflichtet, die Kosten der Reinigung zu tragen. Vom Lohn durften die 
Reinigungskosten also nicht abgezogen werden. 

9. Arbeitszimmer:  

Sind die Kosten gemischt genutzter Nebenräume absetzbar? 
Küche, Bad und Flur werden normalerweise fast ausschließlich privat genutzt. Deshalb 
können die Aufwendungen für diese Räume steuerlich nicht als Betriebsausgaben bzw. 
Werbungskosten geltend gemacht werden. Das gilt auch dann, wenn ein 
berücksichtigungsfähiges Arbeitszimmer vorhanden ist. 
Hintergrund 
Die Klägerin A ist als selbstständige Lebensberaterin gewerblich tätig. Ihre Tätigkeit übt sie 
ausschließlich in einem Zimmer ihrer Mietwohnung aus. Deshalb erkannte das Finanzamt die 
Kosten für dieses Zimmer als Betriebsausgaben an. Die von der Klägerin geltend gemachten 
Aufwendungen für die Küche, das Bad und den Flur berücksichtigte das Finanzamt jedoch nicht. 

Vor dem Finanzgericht hatte die Klage der A keinen Erfolg. Denn nach Ansicht der Richter 
handelt es sich bei diesen Nebenräumen nicht um Arbeitszimmer. Zudem fehlt es an einem 
verlässlichen Aufteilungsmaßstab. 
Entscheidung 

Auch der Bundesfinanzhof lehnt eine Berücksichtigung der anteiligen Kosten für Küche, Bad und 
Flur ab. Denn A nutzt diese Räume zu einem erheblichen Teil privat. Ob ein Zimmer fast 



 

ausschließlich beruflich genutzt wird, ist für jeden abgeschlossenen Raum individuell zu 
entscheiden. 

Würde man im vorliegenden Fall die Nebenräume in die einheitliche Betrachtung mit 
einbeziehen, wäre das nach Ansicht des Bundesfinanzhofs für A sogar von Nachteil. Denn dann 
würde das Arbeitszimmer mit den Nebenräumen als einheitlicher Raumkomplex angesehen 
werden und die erhebliche private Mitnutzung der Nebenräume dazu führen, dass A unter dem 
Strich überhaupt keine Arbeitszimmerkosten abziehen könnte. 

10. Arbeitszimmer:  

Ein Regal macht aus einem Raum keine zwei Räume 
Ein Raum kann nur dann steuerlich als Arbeitszimmer geltend gemacht werden, wenn er 
nahezu ausschließlich beruflich genutzt wird. Eine Arbeitsecke, die durch ein Regal vom 
übrigen privat genutzten Raum abgetrennt ist, wird deshalb nicht anerkannt. 
Hintergrund 

A erzielte Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Er hatte ein Einfamilienhaus angemietet und nutzte 
davon einen Teil als Gewerbefläche und einen Teil zu privaten Zwecken. In einem der 
gewerblich angemieteten Räume erledigte er die Büroangelegenheiten seines Gewerbebetriebs. 
Dieser Raum war zum Teil mit einem Schreibtisch und Büroregalen ausgestattet und zum Teil 
mit einem Sofa, einem Couchtisch, einem Esstisch mit Stühlen und einem Fernseher. Die 
Abtrennung der beiden Bereiche erfolgte durch ein Regal. Das Finanzamt verweigerte A die 
Anerkennung von Arbeitszimmerkosten und erkannte sie auch nicht anteilig an. 
Dagegen gewährte das Finanzgericht dem A einen hälftigen Abzug der Raumkosten, begrenzt 
auf den Höchstbetrag von 1.250 EUR. 
Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof erteilte der teilweisen Anerkennung eines gemischt genutzten Raums eine 
Absage. Dient ein Raum sowohl zur Erzielung von Einkünften als auch zu privaten Zwecken, 
sind die Aufwendungen insgesamt nicht abziehbar, wenn die private Nutzung einen nicht nur 
untergeordneten Umfang hat. Das gilt auch für Zimmer, die durch eine räumliche Aufteilung mit 
einer Arbeitsecke beruflich genutzt werden. Die Abtrennung durch ein Regal genügt im 
vorliegenden Fall nicht, um aus dem einheitlichen Raum 2 Räume zu machen. 

11. Auch Vorauszahlungen können hinterzogen werden 

Auf hinterzogene Steuern werden Hinterziehungszinsen festgesetzt. Wurden allerdings 
Einkommensteuer-Vorauszahlungen hinterzogen, stellt sich die Frage, ab welchem 
Zeitpunkt die Zinsen zu berechnen sind. 
Hintergrund 

Der Steuerpflichtige hatte über mehrere Jahrzehnte hohe ausländische Kapitalerträge nicht in 
seinen Einkommensteuererklärungen angegeben. Dies holte er mit einer Selbstanzeige nach. 
Das Finanzamt änderte daraufhin die Einkommensteuerfestsetzungen und setzte 
Hinterziehungszinsen fest. Deren Zinslauf berechnete es bereits ab den jeweiligen 
vierteljährlichen Vorauszahlungszeitpunkten. Dagegen richtete sich die Klage. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage jedoch ab und folgte der Auffassung des Finanzamts. Die 
Begründung der Richter: Durch das Verschweigen der Kapitalerträge in den 
Einkommensteuererklärungen hatte der Steuerpflichtige die Vorauszahlungen hinterzogen, die 
bei korrekter Erklärung der Kapitalerträge sonst festgesetzt worden wären. Diesbezüglich 
handelte er vorsätzlich, denn durch seine selbstständige Tätigkeit als Zahnarzt war ihm das 
System der Festsetzung von Einkommensteuer-Vorauszahlungen bekannt. Die Zinsen sind 
nach den tatsächlich hinterzogenen Beträgen zu berechnen. Deshalb ist die Vorauszahlung als 



 

Bemessungsgrundlage anzusetzen, die sich aufgrund der zu diesem Zeitpunkt existierenden 
Jahresfestsetzung bei zutreffender Angabe der Kapitaleinkünfte ergeben hätte. 

12. Elternzeit:  

Verlangen per Fax ist unwirksam 
Elternzeit muss rechtzeitig und schriftlich vom Arbeitgeber verlangt werden. Fax oder E-
Mail genügen nicht der gesetzlich geforderten Schriftform. Dieser Formfehler kann dazu 
führen, dass das Elternzeitverlangen nichtig ist. 
Hintergrund 

Eine Angestellte hatte am 10.6.2013 ihrem Arbeitgeber mitgeteilt, dass sie Elternzeit für 2 Jahre 
in Anspruch nimmt. Das Schreiben übermittelte sie per Telefax. Am 15.11.2013 kündigte der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis. Die Angestellte wehrte sich gegen die Kündigung und 
argumentierte, dass der Arbeitgeber wegen des besonderen Kündigungsschutzes während der 
Elternzeit nicht kündigen durfte. 

Entscheidung 
Nachdem die Klägerin von den Vorinstanzen Recht bekommen hatte, erlitt sie vor dem 
Bundearbeitsgericht eine Niederlage. Denn die Richter entschieden, dass das Arbeitsverhältnis 
durch die Kündigung vom 15.11.2013 aufgelöst worden war. Auf den Sonderkündigungsschutz 
während der Elternzeit kann sich die Klägerin nicht berufen. Die Klägerin hatte ihre Elternzeit 
mittels Telefax angekündigt, was nicht dem Schriftformerfordernis des Gesetzes entspricht. Der 
Formfehler führt dazu, dass das Elternzeitverlangen nicht wirksam war. 

Ein treuwidriges Verhalten des Arbeitgebers konnte das Bundesarbeitsgericht nicht erkennen, 
auch wenn dieser erst einige Monate nach dem fehlerhaften Elternzeitverlangen kündigte. 

13. Entfernungspauschale:  

Unfallkosten sind mit abgegolten 

Mit der Entfernungspauschale sind grundsätzlich sämtliche Aufwendungen abgegolten, 
die einem Arbeitnehmer auf dem Weg zur Arbeit bzw. nach Hause entstehen. Deshalb 
können die Kosten eines Unfalls und unfallbedingte Krankheitskosten nicht zusätzlich 
steuerlich geltend gemacht werden. 
Hintergrund 

Die Klägerin hatte auf der Fahrt zur Arbeit mit ihrem Auto einen Unfall. Danach klagte sie über 
Schmerzen im Kopf- und Nackenbereich. Die Reparaturkosten für das Fahrzeug beliefen sich 
auf ca. 7.000 EUR. Sowohl die Behandlungskosten als auch die Kosten der Reparatur bekam 
die Klägerin nur zum Teil erstattet. Die verbleibenden Kosten machte sie in ihrer 
Steuererklärung geltend. Das Finanzamt erkannte zwar die Reparaturkosten für das Fahrzeug 
als Werbungskosten an, nicht dagegen die Krankheitskosten. 

Entscheidung 

Die Klage hatte beim Finanzgericht keinen Erfolg. Denn nach Auffassung der Richter deckt die 
Entfernungspauschale nach dem ausdrücklichen Wortlaut des Gesetzes sämtliche 
Aufwendungen ab, die durch die Wege zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte entstehen. Dazu 
gehören auch die außergewöhnlichen Kosten, die z. B. bei einem Unfall entstehen. Deshalb 
kommt eine steuerliche Berücksichtigung der Behandlungskosten nicht infrage. Aus diesem 
Grund hätte das Finanzamt die Reparaturkosten für das Fahrzeug ebenfalls nicht 
berücksichtigen dürfen. 
 

 



 

14. Wann Säumniszuschläge erlassen werden können 
Ist dem Steuerpflichtigen die rechtzeitige Zahlung seiner Steuern nicht möglich, ist die 
Erhebung von Säumniszuschlägen, um Druck zur Zahlung auszuüben, sinnlos und 
deshalb unbillig. 
Hintergrund 

Der Kläger erzielte steuerpflichtige Umsätze. Er tilgte die festgesetzten Umsatzsteuern jedoch 
erst nach Rückstandsanzeigen und Mietpfändungen. Insgesamt entstanden Säumniszuschläge 
von insgesamt 141.422 EUR. Diese wollte der Kläger wegen persönlicher bzw. sachlicher 
Unbilligkeit hälftig erlassen haben. 
Das Finanzamt lehnte dies ab, insbesondere weil ein Erlass aus persönlichen Billigkeitsgründen 
nur den weiteren Gläubigern zugutekommt und ein Erlass aus sachlichen Gründen nicht möglich 
ist, da der Kläger noch keinen Insolvenzantrag gestellt hatte. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des Gerichts kommt aus den vom Finanzamt genannten Gründen ein Erlass der 
Säumniszuschläge aus persönlichen Billigkeitsgründen nicht in Betracht. 
Ein sachlicher Billigkeitsgrund für den Erlass von Säumniszuschlägen könnte hier aber 
vorliegen, wenn beim Kläger Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit vorgelegen hat. Dies 
muss für den gesamten Säumniszeitraum geprüft werden und nicht nur für die 
Fälligkeitszeitpunkte der Steuerforderungen. 

Für eine ermessensfehlerfreie Entscheidung bedarf es allerdings weiterer Ermittlungen von 
Amts wegen unter Berücksichtigung der Mitwirkungspflicht des Klägers. 

15. Achtung, wenn der Vorläufigkeitsvermerk ersetzt und eingeschränkt wird 
Wird ein Vorläufigkeitsvermerk in einem Änderungsbescheid im Vergleich zum 
Ursprungsbescheid eingeschränkt, heißt es aufgepasst: Denn durch den neuen 
Vorläufigkeitsvermerk werden die dadurch nicht mehr erfassten Punkte des 
Änderungsbescheids bestandskräftig. 
Hintergrund 

Das Finanzamt erklärte die Veranlagungen für A für vorläufig wegen ungewisser Tatsachen 
betreffend dessen Kapitalerträge und Nichtberücksichtigung pauschaler Werbungskosten und 
Höhe des Grundfreibetrags. Später wurde der Bescheid geändert und enthielt nun 
Vorläufigkeitspunkte bzgl. pauschaler Werbungskosten und des Grundfreibetrags. Der Bescheid 
enthielt jedoch keinen Vorläufigkeitsvermerk mehr und auch keinen Hinweis auf die Aufhebung 
des Vorläufigkeitsvermerks hinsichtlich des Ansatzes der Einkünfte aus Kapitalvermögen. Nach 
endgültiger Ermittlung der Kapitalerträge stellte A den Antrag auf Änderung der Bescheide zu 
seinen Gunsten, was das Finanzamt jedoch ablehnte. Denn die Bescheide seien in diesem 
Punkt nicht mehr vorläufig. 
Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof hob das Urteil des Finanzgerichts, das der Klage des A noch stattgegeben 
hatte, auf und wies die Klage ab. 

Setzt das Finanzamt die Steuer vorläufig fest, bleibt der Vorläufigkeitsvermerk bis zu seiner 
ausdrücklichen Aufhebung wirksam. Eine stillschweigende Aufhebung des 
Vorläufigkeitsvermerks ist zwar ausgeschlossen. Keine stillschweigende Aufhebung des 
Vorläufigkeitsvermerks, sondern eine inhaltlich neue Bestimmung liegt dagegen vor, wenn 
einem Änderungsbescheid im Verhältnis zum Ursprungsbescheid ein inhaltlich eingeschränkter 
Vorläufigkeitsvermerk beigefügt wird. Damit wird der Umfang der Vorläufigkeit gegenüber dem 
ursprünglichen Bescheid geändert und im Änderungsbescheid abschließend umgeschrieben. 



 

Dementsprechend kann der Änderungsbescheid nicht mehr geändert werden. Denn hinsichtlich 
der Höhe der Kapitaleinkünfte enthält er keinen Vorläufigkeitsvermerk mehr. 

16. Welche Rolle spielen Steuer-CDs für die Wirksamkeit einer Selbstanzeige? 
Wer Schwarzgeld auf Auslandskonten versteckt hat, kann mit einer Selbstanzeige einer 
Bestrafung entgehen. Wurde jedoch in den Medien vom Ankauf einer Steuer-CD von der 
Bank des Steuerpflichtigen berichtet, kann es mit der ersehnten Straffreiheit vorbei sein. 
Hintergrund 

Ein Anleger unterhielt verschiedene Konten und Depots bei schweizerischen Banken. Die 
erzielten Kapitaleinkünfte gab er über Jahre hinweg nicht in seinen deutschen 
Einkommensteuererklärungen an. 

Zum Jahreswechsel 2011/2012 kauften die deutschen Finanzbehörden eine Steuer-CD mit 
Kundendaten einer Bank, bei der der Anleger ein Konto hatte. Die Presse berichtete darüber 
und nannte dabei den Namen der Bank. 
Im September 2012 offenbarte sich der Anleger mit einer Selbstanzeige bei seinem Finanzamt. 
Zu diesem Zeitpunkt hatte die Finanzverwaltung die Datensätze bereits ausgewertet, die 
Kundendaten des Anlegers entdeckt, einen Verdachtsprüfungsvermerk geschrieben und ein 
Steuerstrafverfahren gegen ihn eingeleitet. 

Entscheidung 

Das Oberlandesgericht entschied zuungunsten des Anlegers. Seine Selbstanzeige entfaltete 
keine strafbefreiende Wirkung, denn seine Steuerstraftat war bereits "entdeckt". 

Maßgeblich ist, ob der Täter nach seiner persönlichen Erkenntnis- und Urteilsfähigkeit eine 
Tatentdeckung annehmen musste. Das Oberlandesgericht vertritt hierzu eine weitgefasste 
Auslegung: Das Merkmal des "Rechnenmüssens" ist bereits erfüllt, wenn der Täter die 
Tatentdeckung für durchaus möglich oder wahrscheinlich hält. Es genügt, dass der Täter 
aufgrund der ihm bekannten Umstände eine Entdeckung für naheliegend hält, ohne hiervon aber 
bereits sicher ausgehen zu müssen. 

Im vorliegenden Fall musste der Anleger im Zeitpunkt seiner Selbstanzeige mit der 
Tatendeckung gerechnet haben. Durch die Medienberichterstattung hatte er Kenntnis über den 
erfolgten Ankauf von Datensätzen seiner Bank. Er musste also damit rechnen, dass seine 
Hinterziehungstaten bereits entdeckt worden waren. 

17. Umsatzsteuer:  

Ist die Anmietung von Parkplätzen für Mitarbeiter steuerpflichtig? 
Überlässt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern verbilligt Parkplätze, stellt dies eine 
Leistung dar, die der Umsatzsteuer unterliegt. 
Hintergrund 

P hatte für ihre Mitarbeiter in einem benachbarten Parkhaus Parkplätze für jeweils 55 EUR im 
Monat angemietet. Die Mitarbeiter waren parkberechtigt, wenn sie sich an den Kosten mit 27 
EUR monatlich beteiligten. Mit der Anmietung der Parkplätze bezweckte P einen ungestörten 
Betriebsablauf. Nach der Rückkehr von Auswärtsterminen hatten die Mitarbeiter regelmäßig 
Schwierigkeiten, einen Parkplatz zu finden. 

Die Mitarbeiterzahlungen unterwarf P nicht der Umsatzsteuer. Das Finanzamt war jedoch der 
Ansicht, P habe mit der Überlassung der Parkplätze eine entgeltliche sonstige Leistung erbracht. 

P argumentierte dagegen, dass der Vorgang bei Unentgeltlichkeit wegen des überwiegenden 
betrieblichen Interesses nicht steuerbar wäre. 

 

 



 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof entschied jedoch, dass die verbilligte Parkraumüberlassung an die 
Angestellten steuerbar war. Entgeltliche Leistungen liegen auch dann vor, wenn sie verbilligt 
erbracht werden. 

P hat ihren Angestellten gegen Kostenbeteiligung und damit entgeltlich Parkraum überlassen. 
Unerheblich ist, dass P diese Leistungen überwiegend zu unternehmerischen Zwecken erbracht 
hat. 
Bei einer unentgeltlichen Leistung ist zu unterscheiden, ob sie unternehmensfremden Zwecken 
oder unternehmenseigenen Interessen dient. Nur im ersten Fall ist die Leistung steuerbar. Diese 
Differenzierung gilt jedoch für entgeltliche Leistungen nicht. Sie sind in beiden Fällen steuerbar. 
Bemessungsgrundlage ist grundsätzlich das Entgelt, d. h. alles, was der Arbeitnehmer 
aufwendet, um die Leistung, hier die Parkraumbenutzung zu erhalten. 
Im Streitfall zahlten die Mitarbeiter mit 27 EUR im Monat rund die Hälfte der Ausgaben der P, 
sodass der Entgeltcharakter zu bejahen war. Anders könnte es gesehen werden, wenn lediglich 
ein symbolischer Betrag entrichtet wird. 

18. Private Internetnutzung am Arbeitsplatz:  

Arbeitgeber darf Arbeitnehmer kontrollieren 
Der Arbeitgeber darf die private Internetnutzung im Unternehmen verbieten. Hat er ein 
Verbot ausgesprochen, darf er auch überwachen, ob es eingehalten wird. 
Hintergrund 

Ein Unternehmen hatte gegenüber seinem rumänischen Arbeitnehmer den Verdacht, dass 
dieser während der Arbeitszeit den Dienst-PC im Büro für private Nachrichten nutzte. Im 
Unternehmen war die private Internetnutzung jedoch generell verboten. Der Mitarbeiter bestritt 
den Vorwurf. Daraufhin wertete das Unternehmen den Dienst-PC des Arbeitnehmers aus und 
erstellte Chatprotokolle. Dadurch bestätigte sich der Verdacht der privaten Nutzung. Der 
Arbeitgeber kündigte deshalb dem Mitarbeiter. In allen Instanzen der rumänischen Gerichte 
bekam der Arbeitgeber Recht. 

Schließlich klagte der Arbeitnehmer vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. Er 
sah sich in seinem Recht auf Achtung des Privat-und Familienlebens verletzt. 

Entscheidung 
Die Richter sahen dies jedoch anders und entschieden, dass die private Nutzung des Internets 
in der Firma kein Menschenrecht ist. Die Klage des Arbeitnehmers wurde damit abgewiesen. 
Das Vorgehen des Arbeitgebers ist legitim gewesen und das Verbot der privaten Nutzung der 
Dienst-PCs zu Recht erfolgt. Den Mitarbeitern war damit eindeutig untersagt gewesen, auf ihrem 
Firmenrechner privat zu chatten oder zu mailen. Ob das Verbot eingehalten wurde, durfte der 
Arbeitgeber kontrollieren. Im Verhältnis ist dies angemessen. 

Hat der Arbeitgeber die private Nutzung ausdrücklich untersagt, rechtfertigt deshalb ein Verstoß 
die Kündigung. 

19. Antragsveranlagung:  

Wann läuft die Festsetzungsfrist ab? 
Fällt das Ende der Festsetzungsfrist auf einen Sonntag, Feiertag oder Samstag, endet 
diese erst mit Ablauf des nächstfolgenden Werktags. Das gilt auch bei der 
Antragsveranlagung, wenn der 31.12. ein Samstag, Sonntag oder Feiertag ist. 
Hintergrund 

Der Arbeitnehmer A erzielte 2007 ausschließlich Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit. 
Seine Einkommensteuer-Erklärung ging am 2.1.2012 beim Finanzamt ein. Dieses lehnte die 



 

Durchführung einer Antragsveranlagung ab. Die Erklärung ist nämlich erst nach Ablauf der 
Festsetzungsfrist am 31.12.2011 eingegangen. 

Das Finanzgericht folgte dieser Auffassung und wies die Klage ab. Die Begründung: Die 
Sonderregelung für Samstage, Sonntage und Feiertage ist auf den Ablauf der Festsetzungsfrist 
nicht anwendbar. 
Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof kommt dagegen zu einem anderen Ergebnis und urteilt zugunsten des A. 

Eine Veranlagung wird, wenn das Einkommen ganz oder teilweise aus Einkünften aus 
nichtselbstständiger Arbeit besteht, nur durchgeführt, wenn sie beantragt wird. Der Antrag wird 
durch Abgabe einer Einkommensteuer-Erklärung gestellt. Er ist innerhalb der Festsetzungsfrist 
zu stellen, die für die Einkommensteuer 4 Jahre beträgt. Die Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf 
des Jahres, in dem die Steuer entstanden ist. Die Einkommensteuer für das Jahr 2007 verjährte 
also grundsätzlich mit Ablauf des Jahres 2011. 

Der Bundesfinanzhof wendet hier jedoch die Regel an, dass sich der Fristablauf – sollte er auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag fallen – auf den nächsten Werktag verschiebt. Diese 
Regelung gilt nach Ansicht des Bundesfinanzhofs auch für die Festsetzungsfrist. 
Mit dem Eingang der Einkommensteuer-Erklärung beim Finanzamt am 2.1.2012 hat A den 
Antrag auf Veranlagung vor Ablauf der Festsetzungsfrist gestellt. Da A durch Einreichung der 
Steuererklärung den Antrag auf Veranlagung somit noch fristgerecht beim Finanzamt 
eingereicht hat, ist dieses verpflichtet, für 2007 eine Einkommensteuer-Veranlagung 
durchzuführen. 

20. Gerichtsverfahren:  

Welche Entschädigung gibt es bei überlanger Verfahrensdauer? 
Vergehen seit Klageerhebung mehr als 2 Jahre, ohne dass das Gericht tätig wird, haben 
die Kläger Anspruch auf eine Entschädigung wegen überlanger Verfahrensdauer. 
Hintergrund 

Die Eheleute hatten gegen den Einkommensteuer-Bescheid des Jahres 2007 im März 2010 
Klage beim Finanzgericht erhoben. Nach einer Akteneinsicht im Oktober 2010 baten die 
Eheleute um Terminierung. Nach Mitteilung des Finanzgerichts war jedoch eine Terminierung 
nicht absehbar, da das Gericht erst Fälle der Jahre 2006 und 2007 bearbeitet. Weiter wurde das 
Finanzgericht nicht tätig. Auf eine Verzögerungsrüge der Eheleute vom Dezember 2011 
erwiderte das Gericht, dass wegen der Geschäftslage nicht mit einer Terminierung in 
absehbarer Zeit zu rechnen ist. Im Oktober 2012 und April 2013 erhoben die Eheleute erneut 
Verzögerungsrügen. Im April 2013 lud das Finanzgericht endlich zur mündlichen Verhandlung 
im Mai 2013 und wies die Klage ab. 

Die Eheleute erhoben daraufhin Entschädigungsklage. Der Sachverhalt ist zum einen unstreitig 
gewesen. Zum anderen hatte sich die Rechtsfrage darauf beschränkt, ob die Zahlung als 
Schenkung oder als Arbeitslohn anzusehen ist. Nach Ansicht der Eheleute hätte das 
Finanzgericht gut 2 Jahre nach Eingang der Klage mit der Bearbeitung beginnen müssen. Da 
dies nicht geschehen ist, ist das Verfahren als verzögert zu betrachten. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof folgte der Auffassung der Eheleute und entschied, dass ihnen eine 
Entschädigung zusteht. 

Dieser Entschädigungsanspruch wurde wegen unangemessener Dauer des Gerichtsverfahrens 
gewährt. Die Angemessenheit der Verfahrensdauer richtet sich nach den Umständen des 
Einzelfalls, insbesondere nach der Schwierigkeit und Bedeutung des Verfahrens und nach dem 
Verhalten der Verfahrensbeteiligten und Dritter. 



 

Grundsätzlich lässt sich ein Klageverfahren vor dem Finanzgericht in 3 Phasen einteilen: Phase 
1 besteht in der Einreichung und dem Austausch der Schriftsätze. In Phase 2 kann das 
Verfahren wegen der Arbeit des Gerichts an anderen Verfahren nicht bearbeitet werden. In 
Phase 3 trifft das Finanzgericht Maßnahmen, um in dem Verfahren zu einer Entscheidung zu 
kommen (z. B. Sachaufklärung, rechtliche Hinweise, Ladung zur mündlichen Verhandlung). 
Weist ein Klageverfahren keine wesentlichen Besonderheiten auf, ist es noch angemessen, 
wenn das Finanzgericht gut 2 Jahre nach Klageeingang mit Maßnahmen der Phase 3 beginnt. 

Im vorliegenden Fall liegt eine Verzögerung von 12 Monaten vor. Das Finanzgericht hätte gut 2 
Jahre nach Klageeingang im März 2012 mit der Bearbeitung des Verfahrens beginnen müssen. 
Es hat jedoch erst mit der im April 2013 verfügten Ladung zur mündlichen Verhandlung das 
Verfahren weiter betrieben. Demnach war das Verfahren von April 2012 bis März 2013 und 
damit für insgesamt 12 Monate als verzögert anzusehen. 

Für diese Verzögerung steht den Eheleuten eine Entschädigung zu. Jedem der Eheleute 
wurden 1.200 EUR Entschädigung zugesprochen. 

21. Elektronische Datenübermittlung:  

Wann liegt eine neue Tatsache vor? 
Übermittelt der Arbeitgeber der Finanzverwaltung elektronische Lohnsteuerdaten vor 
Erlass eines Einkommensteuerbescheids und werden diese bei der Veranlagung nicht 
berücksichtigt, darf der Steuerbescheid später grundsätzlich nicht wegen neuer 
Tatsachen geändert werden. 
Hintergrund 

Der Arbeitgeber hatte der Finanzverwaltung den Arbeitslohn des Klägers elektronisch 
übermittelt. Bei seiner Einkommensteuererklärung gab der Kläger diesen nicht an, weil sein 
Steuerberater der Auffassung war, dieser Arbeitslohn sei steuerfrei. 

Nachdem der Steuerbescheid bereits bestandskräftig war, änderte das Finanzamt ihn wegen 
neuer Tatsachen und setzte die bisher nicht berücksichtigten Lohneinkünfte an. Das Finanzamt 
war der Meinung, die elektronische Datenübermittlung müsse erst nach Erlass des 
Erstbescheids erfolgt sein, da bei der Einkommensteuerfestsetzung kein Prüfhinweis 
ausgegeben worden sei. Tatsächlich sei jedoch nicht feststellbar, wann genau die Lohndaten 
von der zentralen Stelle an die Finanzverwaltung weitergeleitet worden seien. 
Entscheidung 

Das Finanzgericht war anderer Meinung als das Finanzamt. Es hob deshalb den 
Änderungsbescheid auf. 

Steuerbescheide können aufgehoben oder geändert werden, wenn Tatsachen oder Beweismittel 
nachträglich bekannt werden, die zu einer höheren Steuer führen. Im Streitfall lässt sich nicht mit 
der erforderlichen Sicherheit feststellen, dass die Lohndaten dem Finanzamt erst bekannt 
wurden, nachdem die Veranlagung der Steuerpflichtigen für das Streitjahr abgeschlossen war. 

Bekannt sind dem zuständigen Finanzamt der Inhalt der dort geführten Akten und sämtliche 
Informationen, die dem Sachbearbeiter von vorgesetzten Dienststellen über ein elektronisches 
Informationssystem zur Verfügung gestellt werden. Die individuelle Kenntnis des jeweiligen 
Bearbeiters ist nicht maßgeblich. Das Finanzamt muss sich die Kenntnis der zur Verfügung 
stehenden elektronischen Daten über den Steuerfall zurechnen lassen. 

Darüber hinaus kann es nicht zu Lasten des Steuerpflichtigen gehen, dass sich das Datum, zu 
dem die übermittelten Lohndaten dem Finanzamt zur Verfügung standen, nicht genau feststellen 
lässt. Die erforderlichen Informationen stammen aus dem Verantwortungsbereich des 
Finanzamts und dieses trägt die Feststellungslast für das Vorliegen einer neuen Tatsache. 



 

22. Studienkosten der eigenen Kinder:  

Kein Abzug als Betriebsausgaben 
Eltern dürfen die Aufwendungen für das Studium der eigenen Kinder nicht als 
Betriebsausgaben abziehen. Das gilt auch dann, wenn sich die Kinder verpflichten, nach 
Abschluss des Studiums für eine gewisse Zeit im elterlichen Unternehmen zu arbeiten. 
Hintergrund 

Der Kläger ist selbstständiger Unternehmensberater. Eines seiner beiden Kinder studierte 
Betriebswirtschaftslehre, das andere Business and Management. Daneben waren sie im 
Unternehmen des Vaters geringfügig beschäftigt. Der Kläger schloss mit beiden Kindern 
Vereinbarungen, dass er die Studienkosten übernahm, im Gegenzug verpflichteten sich die 
Kinder, nach Abschluss des Studiums für 3 Jahre im Unternehmen zu arbeiten oder die 
Ausbildungskosten anteilig zurückzuzahlen. Das Finanzamt erkannte die vom Kläger 
getragenen Studienkosten nicht als Betriebsausgaben an. 
Entscheidung 

Auch das Finanzgericht lehnte den Abzug der Studienkosten als Betriebsausgaben ab. 
Ausbildungskosten der eigenen Kinder stellen keine Betriebsausgaben dar. Der Kläger ist als 
Vater unterhaltsrechtlich zur Übernahme der Kosten einer angemessenen Berufsausbildung 
seiner Kinder verpflichtet. Für die Kostentragung gab es also private Motive. Zwar bestehen 
daneben auch betriebliche Erwägungen, die zu einer gemischten Veranlassung der 
Aufwendungen führen. Jedoch ist eine Trennung nach objektiven und scharfen Maßstäben nicht 
möglich. Damit bleibt es beim Abzugsverbot. 

Durch die unterhaltsrechtliche Verpflichtung ist die private Sphäre derart intensiv berührt, dass 
eine lediglich unbedeutende private Mitveranlassung ausscheidet. 

23. Unerlaubte Mehrarbeit:  

Wie sind Zahlungen steuerlich zu behandeln? 
Zahlt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Vergütung für rechtswidrig erbrachte 
Mehrarbeit, stellt diese Arbeitslohn dar. 
Hintergrund 

Ein Feuerwehrmann hatte von seinem Arbeitgeber einen finanziellen Ausgleich von knapp 
15.000 EUR erhalten. Der Grund: Über mehrere Jahre hatte er teilweise mehr als 48 Stunden 
wöchentlich gearbeitet, entgegen den gesetzlichen Bestimmungen. 
Das Finanzamt sah in dieser Zahlung Arbeitslohn. Deshalb wandte es den ermäßigten 
Steuersatz nach der sog. Fünftel-Regelung für eine Vergütung für mehrere Jahre an. Der 
Feuerwehrmann war jedoch der Ansicht, dass es sich bei der Zahlung um nicht steuerbaren 
Schadensersatz handelt, der auf der schuldhaften Verletzung von Arbeitgeberpflichten beruht. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht folgte dagegen der Auffassung des Finanzamts und wies die Klage ab. Die 
Begründung: Die Zahlung stellt Arbeitslohn dar, weil der Kläger sie als Gegenleistung für die 
Zurverfügungstellung seiner Arbeitsleistung erhalten hat. 

Grund für die Zahlung war der Umfang der geleisteten Dienste des Klägers. Der Zweck der 
Ausgleichszahlung hat nicht darin bestanden, einen Schaden im Privatvermögen auszugleichen. 
Darüber hinaus ist der Sachverhalt vergleichbar mit Entschädigungszahlungen für verfallene 
Urlaubstage, die ebenfalls Arbeitslohn darstellen. 

 
 



 

24. Häusliches Arbeitszimmer:  

Gemischte Nutzung ist nicht erlaubt 
Dient ein Zimmer neben der Verrichtung von Büroarbeiten auch anderen Zwecken, etwa 
als Spielzimmer oder Wohnzimmer, liegt kein "Arbeitszimmer" im steuerlichen Sinne vor. 
Um den Begriff des häuslichen Arbeitszimmers zu erfüllen, darf der betreffende Raum nur 
ausschließlich oder nahezu ausschließlich für betriebliche bzw. berufliche Zwecke 
genutzt werden. 
Hintergrund 
X bewohnt mit seiner Ehefrau ein beiden Ehegatten gehörendes Einfamilienhaus. Für 2006 
machte er Aufwendungen (804 EUR) für ein häusliches Arbeitszimmer bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung geltend. Das Finanzamt versagte jedoch den 
Werbungskostenabzug. Das Finanzgericht ließ einen Teil der Aufwendungen zum Abzug zu, da 
X eine Nutzung zur Einkünfteerzielung zu 60 % nachgewiesen habe. 
Mit seiner Revision machte das Finanzamt geltend, dass die Regelung über die beschränkte 
Abziehbarkeit der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer als Spezialregelung dem 
Betriebsausgaben-/Werbungskostenabzug vorgehe. Der IX. Senat des Bundesfinanzhofs teilte 
diese Auffassung aber nicht. Die Aufwendungen seien entsprechend der Nutzung aufzuteilen. 

Entscheidung 

Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat dagegen entschieden, dass Aufwendungen für 
einen Raum, der nicht nur geringfügig zu privaten Zwecken genutzt wird, insgesamt nicht 
abziehbar sind. 

Ein häusliches Arbeitszimmer setzt zunächst voraus, dass es dem Typus des Arbeitszimmers 
entspricht. Dazu muss es büromäßig ausgestattet sein (Schreibtisch, Regale usw.). Außerdem 
muss es nahezu ausschließlich für Tätigkeiten zur Erzielung von Einnahmen genutzt werden. 
Ein Zimmer, das zwar büromäßig eingerichtet ist, aber in nennenswertem Umfang neben der 
Verrichtung von Büroarbeiten auch anderen Zwecken dient, etwa als Spiel-, Gäste- oder 
Bügelzimmer, ist bereits begrifflich kein Arbeitszimmer. Das gilt erst recht auch für ein Zimmer, 
das sowohl zur Erzielung von Einnahmen (z. B. in einer Arbeitsecke) als auch zu privaten 
Wohnzwecken (Wohnbereich) genutzt wird. 

Darüber hinaus lässt sich der Umfang der beruflichen Nutzung objektiv nicht überprüfen. Ein 
"Nutzungszeitenbuch" ist nicht kontrollierbar und auch eine Schätzung erscheint mangels 
hinreichender Maßstäbe nicht möglich. 
Diesem Ergebnis steht der Beschluss des Großen Senats zur Aufteilung der Reisekosten bei 
gemischt veranlassten Reisen entsprechend der Zeitanteile der Reise nicht entgegen. Denn die 
gesetzliche Regelung zum häuslichen Arbeitszimmer ist eine den allgemeinen Grundsätzen 
vorgehende Spezialregelung, die abschließend bestimmt, unter welchen Voraussetzungen und 
in welcher Höhe Aufwendungen abziehbar sind. 

25. Klage per E-Mail kann zulässig sein 
Ein per E-Mail an Mail-Adresse des Finanzgerichts übermittelter Datensatz, der im 
Anhang eine unterzeichnete Klageschrift im jpg-Format enthält, kann dem 
Schriftformerfordernis genügen. Das gilt auch, wenn die E-Mail-Adresse des 
Finanzgerichts auf seiner Homepage zusammen mit dem Hinweis veröffentlicht ist, dass 
die Homepage zumindest derzeit nicht dazu gedacht sei, Klagen, Schriftsätze usw. 
einzureichen. 
Hintergrund 

Der Steuerpflichtige sandte eine E-Mail an das Finanzgericht, in deren Anhang sich mehrere 
Dateien im jpg-Format befanden. Eine davon enthielt die vom Steuerpflichtigen unterschriebene 
und sodann eingescannte Klage gegen den Einkommensteuerbescheid für 2005. Die E-Mail-



 

Adresse des Finanzgerichts ist auf dessen Homepage zusammen mit dem Hinweis 
veröffentlicht, dass diese derzeit nicht dazu gedacht sei, Klagen, Schriftsätze o. ä. an das 
Finanzgericht zu übermitteln. 
Der Steuerpflichtige ist der Auffassung, dass die Klageerhebung nicht per E-Mail erfolgt sei. Das 
Gericht habe im E-Mail-Anhang eine Kopie der handschriftlich unterschriebenen Klage erhalten. 
Diese Form sei der Übertragung per Telefax gleichgestellt. 

Entscheidung 
Das Finanzgericht hat entschieden, dass die Klage zulässig ist. 

Erst der vollständige Ausdruck des E-Mail-Anhangs bewirkt allerdings eine formwirksame 
Klageerhebung. Denn die E-Mail stellt ein elektronisches Dokument dar, das nur dann wirksam 
übermittelt werden kann, wenn dies für den jeweiligen Zuständigkeitsbereich durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung oder Landesregierung zugelassen wurde. Eine solche 
Rechtsverordnung war für den Zuständigkeitsbereich des Finanzgerichts noch nicht geschaffen. 
Die Klage war daher nicht zu dem Zeitpunkt eingegangen, als es von der für den Empfang 
bestimmten Einrichtung – dem Server mit dem eingerichteten E-Mail-Postfach – aufgezeichnet 
worden ist. 

Der in der Geschäftsstelle des Gerichts erzeugte Ausdruck des E-Mail-Anhangs genügte jedoch 
dem Schriftformerfordernis. Denn dieser verkörpert die Klageerhebung, schließt mit einer 
Unterschrift ab und unterscheidet sich insoweit nicht von einem Telefax. 
Hinweis 

Anders als beim Telefax, bei dem der Übermittler davon ausgehen kann, dass die körperliche 
Urkunde unmittelbar bei oder nach der Übermittlung dem Gericht auch tatsächlich vorliegt, trägt 
der Absender bei der E-Mail-Übermittlung das Risiko dafür, dass die Urkunde fristgerecht 
ausgedruckt wird. Denn allein die Aufzeichnung des E-Mail-Eingangs auf dem Server des 
Gerichts stellt noch keine wirksame Klageerhebung dar. 

26. Elektrobetrieb und Windkraftanlage sind selbstständige Gewerbebetriebe 
Ein Unternehmer darf in seinem Elektrobetrieb keinen Investitionsabzugsbetrag für die 
Anschaffung einer Windkraftanlage bilden. Denn die beiden Tätigkeiten begründen 
keinen einheitlichen Gewerbebetrieb. 
Hintergrund 

Ein Unternehmer betrieb einen Elektromeisterbetrieb mit angeschlossenem Elektroeinzelhandel. 
Er bestellte im Jahr 2009 eine Windkraftanlage zum Preis von 1,4 Millionen EUR. Diese wurde 
500 km entfernt von seinem Elektrobetrieb errichtet. 

Für seinen Elektrobetrieb strebte der Unternehmer im Gewerbesteuermessbetrags-Bescheid 
2009 einen Investitionsabzugsbetrag von 200.000 EUR für den beabsichtigten Kauf der 
Windkraftanlage an. Das Finanzamt lehnte dies ab und erklärte, dass der Betrieb einer 
Windkraftanlage ein eigenständiger Gewerbebetrieb ist, der nicht über einen 
Investitionsabzugsbetrag in den Elektrobetrieb "hineinwirken" kann. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab dem Finanzamt Recht. Auch seiner Ansicht nach liegen hier 2 sachlich 
selbstständige Gewerbebetriebe vor. Die Begründung: Mehrere gewerbliche Betätigungen 
können nur dann zu einem einheitlichen Gewerbebetrieb zusammengefasst werden, wenn sie 
nach dem Gesamtbild der Verhältnisse organisatorisch, wirtschaftlich oder finanziell 
zusammenhängen. Bei ungleichartigen gewerblichen Tätigkeiten, die weit voneinander entfernt 
ausgeübt werden, liegen regelmäßig eigenständige Gewerbebetriebe vor. 

Im vorliegenden Fall war kein organisatorischer Zusammenhang gegeben, da der 
Unternehmensbereich "Windkraft" nicht im Geschäftslokal des Meisterbetriebs untergebracht 



 

war und auch nicht unter Einsatz derselben Arbeitskräfte ausgeübt wurde. Eine wechselseitige 
wirtschaftliche Ergänzung der beiden Tätigkeiten konnte das Finanzgericht ebenfalls nicht 
erkennen, da der erzeugte Strom nicht im Elektroladen verkauft worden war. 

27. Verpflegung durch Arbeitgeber führt nicht immer zu Arbeitslohn 
Stellt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern Mahlzeiten zur Verfügung, unterliegen diese 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Ausnahmen sind möglich, wenn die Mahlzeiten aus 
betriebsfunktionalen Gründen vom Arbeitgeber gewährt werden. 
Hintergrund 

Der Arbeitgeber betreibt einen Offshore-Windpark rund 160 km vor der Küste. Die Arbeitnehmer 
arbeiten im Schichtdienst und haben keine Möglichkeit, den Windpark während der 14-Tages-
Schicht zu verlassen. Kühl- und Kochgelegenheiten stehen nicht zur Verfügung. Die benötigten 
Lebensmittel werden per Versorgungsschiff angeliefert. Der Klägerin entstehen Kosten von ca. 
21,50 EUR pro Mahlzeit und Person. 

Das Finanzamt wollte die Klägerin auf Zahlung von Lohnsteuer für die Verpflegung in Anspruch 
nehmen. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht hat entschieden, dass es sich bei der Verpflegung nicht um einen 
steuerpflichtigen Sachbezug der Arbeitnehmer handelt. 

Bedingung dafür, dass es sich bei der unentgeltlichen Verpflegung für Mitarbeiter auf einer 
Offshore-Plattform nicht um lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn handelt, ist, dass das 
eigenbetriebliche Interesse des Arbeitgebers an einer kostenfreien Gemeinschaftsverpflegung 
wegen besonderer betrieblicher Abläufe den Vorteil der Mitarbeiter bei Weitem überwiegt. 
Im Rahmen der gebotenen Gesamtwürdigung aller Umstände überwiege das eigenbetriebliche 
Interesse der Klägerin an der unentgeltlichen Mahlzeitengestellung; das Interesse der 
Mitarbeiter trete dahinter zurück. Grund für die Verpflegung der Offshore-Mitarbeiter sei in den 
außergewöhnlichen Arbeitsumständen sowie der damit verbundenen notwendigen effizienten 
Gestaltung der Betriebsabläufe zu sehen. Unter Berücksichtigung der Logistik, der Sicherheit, 
der beengten Räumlichkeiten, der Hygiene, des Schichtbetriebes könne die Verpflegung der 
Mitarbeiter wirtschaftlich nicht anders als durch eine zentrale Kantineneinheit erfolgen. Eine 
unentgeltliche Verpflegung sei branchenüblich und entspreche den internationalen 
Versorgungsstandards auf Plattformen. Der relativ hohe Betrag von 21,50 EUR pro Mahlzeit 
resultiere aus der aufwendigen Anlieferung und den hohen Personalkosten des Caterers. 

28. Kündigung: Wann gilt diese als zugegangen? 
Wirft der Arbeitgeber das Kündigungsschreiben an einem Sonntag in den Briefkasten des 
Arbeitnehmers, gilt dieses erst am darauf folgenden Montag als zugegangen. Das gilt 
auch, wenn der Arbeitnehmer an Sonntagen arbeitet. 
Hintergrund 

Eine Anwaltskanzlei hatte eine Rechtsanwaltsgehilfin auf Probe eingestellt. Die Probezeit 
endete am 30.11.2014. Dieser Tag war ein Sonntag, an dem die Rechtsanwaltsgehilfin auch zur 
Arbeit verpflichtet war. Für die Probezeit war eine Kündigungsfrist von 2 Wochen vereinbart. Der 
Rechtsanwalt entschloss sich kurz vor Ablauf der Probezeit dazu, der Anwaltsgehilfin die 
Kündigung auszusprechen und warf das Kündigungsschreiben am Sonntag, dem 30.11.2014, in 
den Briefkasten der Rechtsanwaltsgehilfin. 

Die Anwaltsgehilfin wehrte sich dagegen mit einer Kündigungsschutzklage, da die Kündigung 
ihrer Auffassung nach erst am Montag, dem 1.12.2014 zugegangen sei. Zu diesem Zeitpunkt sei 
die Probezeit bereits beendet gewesen. Es gelte daher ab diesem Tag die gesetzliche 
Kündigungsfrist von 4 Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats. 



 

Entscheidung 

Vor dem Landesarbeitsgericht bekam die Arbeitnehmerin Recht. Wird ein Kündigungsschreiben 
an einem Sonntag in den Briefkasten geworfen, gilt die Kündigung erst als am darauf folgenden 
Montag zu der üblichen Briefkastenleerungszeit zugegangen. Die Richter vertraten wie die 
Vorinstanz die Auffassung, dass eine Kündigung auch dann nicht als an einem Sonntag als 
zugegangen angesehen werden könne, wenn der Arbeitnehmer an diesem Tag arbeiten müsse. 

Die Konsequenz: Die seitens des Rechtsanwalts am Sonntag eingeworfene Kündigung war 
verspätet, da sie erst am Montag nach Ablauf der Probezeit zugegangen war. Die Kündigung 
konnte nach der gesetzlichen Kündigungsfrist erst nach 4 Wochen zum 31.12.2014 wirksam 
werden. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
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1. Häusliches Arbeitszimmer: Abtrennung durch Raumteiler genügt nicht 

BFH, Urteil v. 22.3.2016, VIII R 10/12 

Mit dem Beschluss v. 27.7.2015, GrS 1/14 (BStBl 2016 II S. 265) und nachfolgend BFH v. 
17.2.2016, X R 26/13 (BStBl 2016 II S. 611) hat der BFH klargestellt, dass die Grundsätze zur 
Aufteilbarkeit von Reisekosten für ein gemischt genutztes Arbeitszimmer nicht gelten. Der BFH 
begründet dies damit, dass es sich bei § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG um eine den allgemeinen 



 

Grundsätzen vorgehende Spezialregelung handelt. Danach führt nur ein ausschließlich beruflich 
genutztes "Arbeitszimmer" zu beruflich veranlasstem Aufwand, der als "typischer" 
Erwerbsaufwand nach dem objektiven Nettoprinzip grundsätzlich abziehbar ist. Diese Auslegung 
sieht der BFH durch die Typisierungsbefugnis des Gesetzgebers als gedeckt an. 

Für die Praxis stellt sich die Frage, was unter einem "durch Wände und Türen abgeschlossenen 
Raum" zu verstehen ist. In dem Urteil v. 17.2.2016, X R 32/11 (BStBl 2016 II S. 708) wurde die 
Abtrennung durch ein Regal nicht anerkannt. Eine deckenhohe Regalwand mit Türelement 
(Schiebetür) müsste aber doch wohl genügen. 

2. Wann eine Berichtigung einer Rechnung rückwirkend möglich ist 
EuGH, Urteil v. 15.9.2016, C-518/14 (Senatex) 

Die fehlende Steuernummer oder USt-IdNr. wird regelmäßig als eine der Nebenbedingungen 
einer ordnungsgemäßen Rechnung angesehen. Deshalb scheint es geboten, die 
Rechtsprechung des EuGH auch auf vergleichbare Nebenbedingungen wie z. B. 
Leistungsdatum oder die fortlaufende Rechnungsnummer anzuwenden. Wenn in einer 
Rechnung aber wesentliche Angaben fehlen sollten (z. B. der zutreffende Leistungsempfänger 
oder die gesondert ausgewiesene Umsatzsteuer), ist die Übertragung der Grundsätze aus dem 
EuGH-Urteil aber fraglich. Insbesondere die fehlende oder fehlerhafte Angabe des tatsächlichen 
Leistungsempfängers wird wohl nicht rückwirkend über eine Rechnungsberichtigung geheilt 
werden können. 

Bedauerlich ist, dass der EuGH keine Aussage zu dem Zeitpunkt getroffen hat, bis zu dem die 
berichtigte Rechnung vorgelegt werden muss. Bevor in dieser Sache nicht eine abschließende 
(nationale) Klärung erfolgt ist, kann es für die Praxis nur bedeuten, Rechnungsberichtigungen so 
zeitnah wie möglich vorzunehmen und so schnell wie möglich der Finanzverwaltung zugänglich 
zu machen. 

3. Geldschenkung zum Erwerb von Betriebsvermögen:  

Wann gilt die Steuervergünstigung? 
Hessisches FG, Urteil v. 22.3.2016, 1 K 2014/14 
Da im Urteilsfall innerhalb der 10-jährigen Frist eine weitere Schenkung erfolgt ist, hat das 
Finanzgericht für die Zusammenrechnung der Erwerbe nach § 14 Abs. 1 Satz 2 ErbStG zudem 
entschieden, dass der Bescheid für die vorhergehende Schenkung keinen Grundlagenbescheid 
für den nachfolgenden Schenkungsteuerbescheid darstellt. Auch die Selbstständigkeit der 
Besteuerung der einzelnen Erwerbe wurde bestätigt und damit ein Hinzurechnen des 
Vorerwerbs mit dem damals materiell-rechtlich richtigen Wert; dies unabhängig von einem ggf. 
unzutreffend zugrunde gelegten Wert. 

Der Kläger hat die vom Finanzgericht zugelassene Revision wahrgenommen (Az. beim BFH: II 
R 18/16). 

4. Transporter:  

1-%-Regelung darf nicht angewendet werden 

BFH, Urteil v. 17.2.2016, X R 32/11 
Das Urteil betraf den betrieblichen Bereich, ist aber uneingeschränkt auf die Fahrzeuggestellung 
durch den Arbeitgeber übertragbar. 
Nicht Gegenstand des Urteilsfalls waren Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte. 
Diese sind ohne Weiteres auch mit einem Zweisitzer möglich. Für die im obigen 2008er-Fall mit 
dem Werkstattwagen unstreitig durchgeführten Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
war ein geldwerter Vorteil in Höhe von monatlich 0,03 % des Bruttolistenpreises je 
Entfernungskilometer anzusetzen. 



 

5. Dienstjubiläum:  

Aufwendungen für die Feier können abziehbar sein 
BFH, Urteil v. 20.1.2016, VI R 24/15 
Der BFH hat bisher ein Dienstjubiläum als herausgehobenes persönliches Ereignis angesehen, 
das durch die private Sphäre des Arbeitnehmers veranlasst ist. Damit in Zusammenhang 
stehende Aufwendungen wurden daher nicht oder zumindest nicht in vollem Umfang als 
Werbungskosten anerkannt, sofern sich die berufliche Veranlassung nicht aus den besonderen 
Umständen ergab (BFH, Urteil v. 24.9.2013, VI R 35/11, BFH/NV 2014 S. 500). Hiervon 
abweichend anerkennt der BFH nunmehr für ein Dienstjubiläum grundsätzlich die berufliche 
Veranlassung. Damit dürften die Ausgaben für solche Feiern regelmäßig als Werbungskosten 
abziehbar sein. Denn üblicherweise werden dazu nicht nur individuell ausgesuchte Kollegen, 
sondern generell alle Mitarbeiter des Betriebs oder der Abteilung eingeladen. Entsprechendes 
gilt wohl für die in Betrieben und Behörden gebräuchlichen ähnlichen Feiern aus Anlass von 
Beförderungen, Amtseinführungen und Verabschiedungen. 

6. Vorsteuerabzug:  

Welche Anschrift darf in der Rechnung verwendet werden? 
BFH, Beschluss v. 6.4.2016, V R 25/15 

Die EuGH-Vorlage lässt die Tendenz in eine großzügigere Richtung erkennen. Das ergibt sich 
wohl auch aus der weiteren EuGH-Vorlage in einem Parallelfall (BFH, Urteil v. 6.4.2016, XI R 
20/14). Denn der XI. Senat führt dort aus, es sei möglicherweise nicht entscheidend, ob unter 
der angegebenen Adresse eine wirtschaftliche Tätigkeit ausgeübt wird. Im Übrigen reicht es - für 
den Leistungsempfänger - aus, wenn in der Rechnung das Postfach oder die 
Großkundenadresse angegeben wird (Abschn. 14.5 Abs. 2 Satz 3 UStAE). 

7. Hygienekleidung:  

Wer muss die Reinigung bezahlen? 
BAG, Urteil v. 14.6.2016, 9 AZR 181/15, Vorinstanz: LAG Niedersachsen, Urteil v. 3.2.2015, 11 
Sa 1238/14 

Wie die Richter entschieden hätten, wenn eine Kostenübernahme durch den Arbeitnehmer 
zwischen den Beteiligten getroffen worden wäre, bleibt offen. Eine solche Vereinbarung wurde 
hier nämlich weder ausdrücklich noch konkludent getroffen. 

8. Arbeitszimmer:  

Sind die Kosten gemischt genutzter Nebenräume absetzbar? 

BFH, Urteil v. 17.2.2016, X R 26/13 
Der BFH lässt offen, inwieweit Renovierungs- und Umbaukosten, die sich auf derartige 
Nebenräume beziehen, ihrerseits Eingang in die allgemeinen Wohnungskosten finden und so 
mittelbar die zu berücksichtigenden Aufwendungen des häuslichen Arbeitszimmers erhöhen 
können. Das wurde vom FG Münster bejaht (Urteil v. 18.3.2015, 11 K 829/14 E). Die dagegen 
eingelegte Revision ist unter dem Az VIII R 16/15 anhängig. 
Ergänzend weist der BFH darauf hin, dass entsprechende Nebenräume in einem gesondert 
angemieteten Bürotrakt steuerlich zu berücksichtigen wären. Aufgrund der räumlichen Trennung 
von der eigenen Wohnung werden solche Räume tatsächlich ausschließlich betrieblich/beruflich 
genutzt. Fraglich könnte sein, ob das auch zu gelten hat, wenn z. B. ein Arbeitszimmer in einer 
abgetrennten Einliegerwohnung eingerichtet wird. 
 



 

9. Arbeitszimmer:  

Ein Regal macht aus einem Raum keine zwei Räume 
BFH, Urteil v. 17.2.2016, X R 32/11 
Die Entscheidung enthält keine neuen Grundsätze, sondern setzt lediglich den Arbeitsecken-
Beschluss des Großen Senats um. Das Urteil wurde wohl nur deshalb zur Veröffentlichung 
bestimmt, weil es dem - viel beachteten - Urteil des FG Köln v. 19.5.2011, 10 K 
4126/09,entgegen tritt, das die Kostenaufteilung bei gemischter Nutzung eines Wohn-
/Arbeitszimmers bejaht hat. Die Arbeitsecken-Problematik dürfte damit noch nicht endgültig 
erledigt sein. Für den Streitfall hat der BFH eine "Abtrennung" mit einem Regal nicht genügen 
lassen. Anders wäre wohl zu entscheiden, wenn stattdessen eine deckenhohe Regalwand mit 
Schiebetür eingezogen wird. 

10. Auch Vorauszahlungen können hinterzogen werden 
FG Münster, Urteil v. 20.4.2016, 7 K 2354/13 E 

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

11. Elternzeit:  

Verlangen per Fax ist unwirksam 

BAG, Urteil v. 10.5.2016, 9 AZR 145/15; Vorinstanz: Hessisches LAG, Urteil v. 8.1.2015, 9 Sa 
1079/14 

12. Entfernungspauschale:  

Unfallkosten sind mit abgegolten 

FG Rheinland-Pfalz, Urteil v. 23.2.2016, 1 K 2078/15 
Weil es sich "nur" um das Urteil eines Finanzgerichts handelt, wird sich an der 
Verwaltungsauffassung wohl vorläufig nichts ändern. Auch der BFH hatte bereits entschieden, 
dass auch außergewöhnliche Aufwendungen durch die Entfernungspauschale abgegolten sind 
(BFH, Urteil v. 20.3.2014, VI R 29/13, BStBl 2014 II S. 849). 

13. Wann Säumniszuschläge erlassen werden können 
Sächsisches FG, Urteil v. 17.2.2016, 8 K 900/15 
Zahlungsunfähigkeit ist das auf dem Mangel an Zahlungsmitteln beruhende dauernde 
Unvermögen des Schuldners, seine sofort zu erfüllenden Geldschulden noch im Wesentlichen 
zu berichtigen. Zur Klärung der Frage, ob und ggf. inwieweit Zahlungsunfähigkeit vorliegt, ist für 
jeden Monat, in dem Säumniszuschläge entstanden sind, festzustellen, in welcher Höhe Steuer- 
und sonstige Verbindlichkeiten fällig waren und in welchem Umfang Zahlungsmittel zur 
einigermaßen zeitnahen Bedienung der fälligen Verbindlichkeiten verfügbar waren. 

14. Achtung, wenn der Vorläufigkeitsvermerk ersetzt und eingeschränkt wird 
BFH, Urteil v. 14.7.2015, VIII R 21/13 

Der BFH bekräftigt somit, dass ein Vorläufigkeitsvermerk bis zu seiner ausdrücklichen 
Aufhebung wirksam bleibt. Er bleibt auch trotz einer nachfolgenden Änderungsveranlagung 
unverändert bestehen, und zwar auch dann, wenn die Änderungsveranlagung auf eine (andere) 
Korrekturvorschrift gestützt wird. Eine stillschweigende Aufhebung des Vorläufigkeitsvermerks 
ist ausgeschlossen. 

Wird die Vorläufigkeit in einem Änderungsbescheid im Verhältnis zum Ursprungsbescheid 
inhaltlich eingeschränkt und damit neu bestimmt, muss der Bescheidadressat den geänderten 
Vorläufigkeitsvermerk so verstehen, dass der Umfang der Vorläufigkeit gegenüber dem 
ursprünglichen Bescheid geändert und abschließend neu umschrieben worden ist. Soll die 



 

Vorläufigkeit in dem ursprünglichen Umfang erhalten bleiben, muss daher der 
Änderungsbescheid, der die Vorläufigkeit einschränkend neu bestimmt, angefochten werden. 

15. Welche Rolle spielen Steuer-CDs für die Wirksamkeit einer Selbstanzeige? 

Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Beschluss v. 30.10.2015, 2 Ss 63/15 (71/15) 
Bei medialer Berichterstattung über einen Steuer-CD-Ankauf geht das OLG also relativ schnell 
davon aus, dass ein Anleger mit seiner Tatentdeckung rechnen muss und somit die 
strafbefreiende Wirkung der Selbstanzeige entfällt. Nach dem Leitsatz des Beschlusses gilt dies 
jedenfalls dann, wenn die Medien explizit über die Bank des Anlegers berichtet haben. Der Weg 
in die Straffreiheit wird mit zunehmender Intensität der Berichterstattung also stetig schmaler. 

16. Umsatzsteuer:  

Ist die Anmietung von Parkplätzen für Mitarbeiter steuerpflichtig? 
BFH, Urteil v. 14.1.2016, V R 63/14 

17. Private Internetnutzung am Arbeitsplatz:  

Arbeitgeber darf Arbeitnehmer kontrollieren 

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte, Urteil v. 12.1.2016, 61496/08 

Mit diesem Urteil hat der EGMR festgestellt, dass die private Nutzung des Internets kein 
Menschenrecht ist. Denn dann hätte der Arbeitgeber die Nutzung gar nicht einschränken dürfen. 
Die Entscheidung ist für alle Länder bindend, die die Europäische Menschenrechtskonvention 
unterzeichnet haben, also auch für Deutschland. 

18. Antragsveranlagung:  

Wann läuft die Festsetzungsfrist ab? 
BFH, Urteil v. 20.1.2016, VI R 14/15 

Der BFH widerspricht damit einer im Schrifttum vertretenen Auffassung, nach der § 108 Abs. 3 
AO nur auf Handlungs- und Erklärungsfristen ("eigentliche" Fristen) anwendbar ist, nicht auch 
auf "uneigentliche" Fristen. Zu den uneigentlichen Fristen gehören Zeiträume, die allein durch 
ihren Ablauf einen Anspruch oder ein Recht zum Tätigwerden zum Erlöschen bringen. Bei der 
Antragsfrist nach § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG handelt es sich um eine solche uneigentliche Frist. 
Denn es besteht für die Antragsveranlagung keine Pflicht zur Einreichung einer Steuererklärung, 
sondern lediglich das Recht, einen entsprechenden Antrag zu stellen. Die Unterscheidung 
zwischen eigentlichen und uneigentlichen Fristen hat der BFH hier aufgegeben, da die Regelung 
nicht zwischen verschiedenen Arten von Fristen unterscheidet. 
Die Entscheidung ist übrigens für die Verjährung zum Jahresende 2016 wieder von Bedeutung, 
da der 31.12.2016 auf einen Samstag fällt. 

19. Gerichtsverfahren:  

Welche Entschädigung gibt es bei überlanger Verfahrensdauer? 
BFH, Urteil v. 2.12.2015, X K 7/14 

Entschädigungsklagen kommen verhältnismäßig selten vor. Denn Voraussetzung dafür ist die 
Erhebung einer Verzögerungsrüge in dem Ausgangsverfahren vor dem FG oder vor dem BFH (§ 
198 Abs. 3 GVG). Die Verzögerungsrüge soll und wird erfahrungsgemäß das Gericht zu einer 
Beschleunigung veranlassen, sodass es gar nicht zur Frage einer Entschädigung kommt. Zieht 
sich ein Verfahren unangemessen lange hin, kann auch an eine Dienstaufsichtsbeschwerde 
gedacht werden, die an den Präsidenten des Gerichts zu richten ist. 

 



 

20. Elektronische Datenübermittlung:  

Wann liegt eine neue Tatsache vor? 

Sächsisches FG, Urteil v. 28.12.2015, 6 K 350/13 
Werden Informationen für einen Steuerfall elektronisch erfasst und bereitgehalten, können 
insoweit keine anderen Anforderungen gelten als für die Datenerhebung und -erfassung in 
Papierform. Dies gilt nach Auffassung des Finanzgerichts insbesondere dann, wenn die 
elektronische Information das zuständige Finanzamt nicht direkt erreicht, sondern aufgrund 
interner Organisation der Finanzverwaltung zunächst über eine zentrale Erfassungsstelle 
geleitet wird. Soweit die Bearbeitung auf der Grundlage elektronischer Daten erfolgt, liegt es im 
Verantwortungsbereich der Finanzverwaltung, für eine entsprechende Darstellung des 
Verfahrensablaufs – einschließlich der erforderlichen elektronischen Erfassung von 
Eingangsdaten – für den einzelnen Steuerfall zu sorgen, die hinreichend nachvollziehbar ist und 
die auch die erforderliche Beweiskraft aufweist. Kommt sie diesen Beweiserfordernissen nicht 
nach, geht dies im Zweifel zu ihren Lasten. 

21. Studienkosten der eigenen Kinder:  

Kein Abzug als Betriebsausgaben 
FG Münster, Urteil v. 15.1.2016, 4 K 2091/13 E 

22. Unerlaubte Mehrarbeit:  

Wie sind Zahlungen steuerlich zu behandeln? 

FG Münster, Urteil v. 1.12.2015, 1 K 1387/15 E 

Die vom Senat zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem Az IX R 2/16 
anhängig. 

Die EU-Arbeitszeitrichtlinie (RL 2003/88/EG) begrenzt die wöchentliche Arbeitszeit für 
Arbeitnehmer inklusive aller Überstunden auf 48 Stunden. Darüber hinaus ist Mehrarbeit nur in 
begrenzten Ausnahmefällen zulässig. Diese Regelung ist entsprechend in das deutsche 
Arbeitszeitgesetz aufgenommen worden. Oftmals enthalten Arbeitsverträge auch Klauseln, dass 
Überstunden mit der Zahlung des Gehalts abgegolten sind. Diese pauschalen Klauseln sind 
problematisch, wenn überhaupt kein Ausgleich der Überstunden erfolgt. Fordert ein Mitarbeiter 
erfolgreich die geleisteten Überstunden ein, etwa im Rahmen eines Gerichtsprozesses, wird 
hierauf Lohnsteuer und Sozialversicherung fällig. Dies kann dann neben den Nachzahlungen 
von Gehalt und Lohnsteuer auch noch zu weiteren Belastungen mit 
Sozialversicherungsbeiträgen führen. 

23. Häusliches Arbeitszimmer:  

Gemischte Nutzung ist nicht erlaubt 
BFH, Beschluss v. 27.7.2015, GrS 1/14 

Nach der Anerkennung der Aufteilung der Reisekosten bei gemischt beruflich/betrieblicher und 
privater Veranlassung und damit verbunden der Aufgabe des bis dahin geltenden allgemeinen 
Aufteilungs- und Abzugsverbots durch den Großen Senat war allgemein eine 
Rechtsprechungsänderung hin zur Aufteilung der Raumkosten bei gemischter Nutzung erwartet 
worden. Trotz des nunmehr vorliegenden Beschlusses des Großen Senats wird die weitere 
Entwicklung längerfristig in diese Richtung gehen, zumal auch innerhalb des BFH 
unterschiedliche Auffassungen vertreten werden. 

Wichtig ist, dass der BFH für die Berücksichtigung der Raumkosten keine ausschließliche 
betriebliche/berufliche Nutzung verlangt. Die "nahezu" ausschließliche Nutzung zur Erzielung 
von Einnahmen genügt. Eine unbedeutende private Nutzung, die regelmäßig bis zur Grenze von 
10 % angenommen wird, ist grundsätzlich zu vernachlässigen. Es dürfte daher unschädlich sein, 



 

wenn in dem Arbeitszimmer gelegentlich privater Schriftverkehr erledigt wird oder wenn dort 
ausnahmsweise einmal ein Gast übernachtet. 

24. Klage per E-Mail kann zulässig sein 
FG Saarland, Gerichtsbescheid v. 9.10.2015, 2 K 1323/15 
Das FG hat die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtsfrage zugelassen, ob ein 
per E-Mail übermittelter Datensatz, der im Anhang eine "unterzeichnete" Klageschrift im "jpg"-
Format enthält, dem Schriftformerfordernis des § 64 Abs. 1 FGO genügt oder ob die 
Wirksamkeit der Klageerhebung vom Vorliegen der Voraussetzungen des § 52a FGO abhängig 
ist. 

25. Elektrobetrieb und Windkraftanlage sind selbstständige Gewerbebetriebe 
FG Nürnberg, Urteil v. 7.10.2015, 3 K 1631/14 

Aus der Tatsache, dass der Unternehmer für beide Betriebe einen gemeinsamen 
Jahresabschluss erstellt hatte, ließ sich kein einheitlicher Gewerbebetrieb herleiten, denn durch 
dieses Vorgehen hatte er lediglich seine Rechtsauffassung dokumentiert und nicht die 
objektiven Gegebenheiten geändert. Der Urteilsfall zeigt, dass sich verschiedenartige 
gewerbliche Betätigungen, die sich nicht gegenseitig ergänzen und räumlich weit entfernt 
voneinander ausgeübt werden, nur schwer unter dem Dach eines einheitlichen Gewerbebetriebs 
zusammenfassen lassen. 

26. Verpflegung durch Arbeitgeber führt nicht immer zu Arbeitslohn 
FG Hamburg, Urteil v. 17.9.2015, 2 K 54/15 

Das Urteil ist rechtskräftig. 
Ähnlich hatte der BFH bereits im Jahr 2010 einen Fall beurteilt, in dem der Arbeitgeber die 
Besatzungsmitglieder an Bord eines Flusskreuzfahrtschiffes unentgeltlich verpflegt hatte (BFH, 
Urteil v. 21.1.2010, VI R 51/08, BStBl 2010 II S. 700). Grundvoraussetzung war auch da, dass 
die Mahlzeitengestellung zu den betriebsnotwendigen Abläufen gehört. 

Die Voraussetzung dürfte z. B. bei Mitarbeitern in Kindergärten und Behinderteneinrichtungen 
ebenfalls erfüllt sein, die verpflichtet sind, ihre Mahlzeiten zusammen mit den ihnen anvertrauten 
Personen einzunehmen. Eine Anrufungsauskunft erscheint aber je nach Einzelfall 
empfehlenswert. 

27. Kündigung:  

Wann gilt diese als zugegangen? 
LAG Schleswig-Holstein, Urteil v. 13.10.2015, 2 Sa 149/15 

Auf den Fall des Zugangs einer Kündigungserklärung ist die Sonntagsregelung des § 193 BGB 
weder unmittelbar noch analog anwendbar. § 193 BGB bestimmt, dass eine innerhalb einer 
bestimmten Frist abzugebende Willenserklärung noch als rechtzeitig gilt, wenn der Ablauf der 
Frist auf einen Sonntag/Feiertag fällt und die Willenserklärung dem Erklärungsempfänger am 
darauf folgenden Werktag zugeht. Hierzu hat der BGH entschieden, dass diese Regelung auf 
die Kündigungsfristen des BGB grundsätzlich nicht anwendbar ist, weil diese nicht vom 
Schutzzweck des § 193 erfasst würden (BGH, Urteil v. 17.02.2005, III ZR 172/04). 

Das Gleiche gilt für die Wartefrist des § 1 Abs. 1 KSchG (BAG, Urteil v. 24.10. 2013, 2 AZR 
1057/13). 
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